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Anderungs/Erganzungsantrag

Beschlussvorschlag

01

Die 2. Anderungssatzung zur Satzung zur Erhebung einer Beherbergungssteuer fir
Ubernachtungen in der Landeshauptstadt Erfurt (Beherbergungssteuersatzung — BHStSEF) wird in
der Anlage 1 wie folgt gedndert:

§ 4 Steuersatz

(1) Die Abgabe betragt 7 vom Hundert der Bemessungsgrundlage. Diese Festsetzung gilt
befristet bis zum 31. Dezember 2028.

(2) Nach Ablauf des Befristungszeitraums findet der bisherige Steuersatz in der bis zum
31. Dezember 2025 geltenden Fassung wieder Anwendung, sofern nicht durch
Satzungsanderung ein neuer Steuersatz festgesetzt wird.

(3) Auf Grundlage einer Evaluierung nach dem 31. Dezember 2027 der touristischen
Entwicklung, einer volkswirtschaftlichen Betrachtung der Wirkung der Héhe des
Steuersatzes und der Ubernachtungszahlen erfolgt eine Neubewertung und
Entscheidung iber die zukiinftige Festsetzung des Steuersatzes durch
Satzungsdanderung.

02
Ferner legt die Stadtverwaltung bis zum Anfang des 2. Quartals 2026 einen Steuerbefreiungs-
oder ErmdRigungstatbestand fiir Jugendgruppen bis 25 Jahren, bezogen auf Jugendherbergen oder
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alle Beherbergungseinrichtungen, zur Beschlussfassung vor.

03

Die Verwaltung prift die durch die Interessensvertretungen aufgeworfenen Bedenken
hinsichtlich eines moglichen Vollzugsdefizits bei der bisherigen Einnahme der
Beherbergungssteuer und legt dem zustandigen Ausschuss hierzu einen Bericht vor.

Begriindung:

Der Erhdhung der Beherbergungssteuer folgt ein Risiko fiir die betreffende Beherbergungs- und
Tourismuswirtschaft und kann nur angesichts der Haushaltslage als gemeinsamer Kraftakt
erfolgen. Daher sollten sich alle demokratischen Fraktionen hier hinter eine solche Entscheidung
stellen, sofern sie angesichts der Haushaltslage unumganglich ist.

Soweit die Evaluierung der Auswirkung der Anhebung des Steuersatzes in der
Beherbergungssteuer auf 7% in der Satzung verankert werden soll mit einer Regelung, bei der die
Anhebung des Steuersatzes aulRer Kraft tritt, so braucht es hinreichende Untersuchungszeitrdume
von hier mindestens 2 Jahren, um die Auswirkungen Uber eine ausreichende Dauer beurteilen zu
kdonnen.

Ausweislich der Stellungnahme zur Festlegung in DS 2524/24 ist eine pauschale Privilegierung
der Jugendherbergen nicht moglich und entsprechend der Angebots der Jugendherbergen an
verschiedene (Alters-)Gruppen auch nicht angezeigt. Allerdings bleibt flr Jugendgruppen oder
auch Jugendverbandsarbeit eine spiirbare Erhéhung im Raum. Daher ist die Verwaltung gefordert
hier eine rechtssichere Losung zu erarbeiten.

Zuletzt ist zu beachten, dass seitens der Interessensverbdnde in den Raum gestellt wurde, dass
der Vollzug der bisherigen Beherbergungssteuersatzung unzureichend hinsichtlich der Hohe der
einzunehmenden Steuer wére.

Anlagenverzeichnis

29.10.2025, gez. i. A. | R

Datum, Unterschrift

DA1.15 Drucksache : 2635/25 Seite 2von 2
LV1.54

01.11
© Stadt Erfurt



	FLD_voname
	Datum
	Ostatus
	Zuständig
	Beratungsfolge
	Sachverhalt
	FAuswirkung

